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Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Änderungsantrag zum Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes
(Mitteilung des Senats vom 16. Oktober 2001, Drucksache 15/857)

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Das Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes (Drucksache 15/857)
wird wie folgt geändert:

In Artikel 1 Ziffer 4 werden in § 36 i in Absatz 1 Satz 1 die Worte „zur Abwehr
einer Gefahr“ ersetzt durch die Worte „zur Abwehr einer erheblichen Gefahr“;

§ 36 i Absatz 3 wird neu gefasst mit folgendem Wortlaut:

„(3) Die Maßnahme nach Absatz 1 darf nur auf Antrag der Behördenleitung rich-
terlich angeordnet werden. Zuständig ist das Amtsgericht Bremen. Für das Ver-
fahren findet das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit entsprechende Anwendung. Der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist
unverzüglich über den Beginn und den Abschluss einer Maßnahme nach Absatz 1
zu unterrichten.“;

in § 36 i Absatz 4 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 eingefügt:

„Akten, soweit sie nicht für ein mit dem Sachverhalt zusammenhängendes Ver-
fahren erforderlich sind, sind nach Beendigung des Abgleichs zu vernichten.“;

in Artikel 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt:

„Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2005 außer Kraft.“.

Dr. Güldner,
Karoline Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen


